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1) RECHTSLAGE BIS 31. AUGUST 
2025



Wesentliche Rechtsgrundlagen

ω Art. 20 Bundes-Verfassungsgesetz

ω Auskunftspflicht-Gesetz des Bundes aus 1988

ω Auskunftspflicht-Grundsatzgesetz des Bundes aus 
1988

ω Auskunftspflichtgesetze der Länder

ω z.B. Wiener Auskunftspflichtgesetz aus 1988

Å Dienstrechtliche Verschwiegenheitspflichten (Wien: 
DO, VBO, Wr. Bedienstetengesetz)



Wesentliche Rechtsgrundlagen
ω Art. 20 Bundes-Verfassungsgesetz

ü Abs. 3 Amtsverschwiegenheit, wenn 
Geheimhaltungstatbestand

ü Abs. 4 Auskunftspflicht, soweit keine 
gesetzliche Verschwiegenheitspflicht

ü Abs. 5 Veröffentlichung von Studien, Gutachten 
und Umfragen samt deren Kosten in einer für 
jedermann zugänglichen Art und Weise, 
solange und soweit deren Geheimhaltung nicht 
gemäß Abs.3 geboten ist.



2) RECHTSLAGE SEIT 
1. SEPTEMBER 2025



Art 20 Abs. 3 bis 5 B-VG werden aufgehoben

Auskunftspflichtgesetze werden aufgehoben ->

stattdessen BGBl. I Nr. 5/2024

Bundesgesetz, mit dem das Bundes-Verfassungsgesetz 
geändert und ein Informationsfreiheitsgesetz 
erlassen wird



Art 22a B-VG

ü Abs. 1: proaktive Informationspflicht für u.a. Organe der 
Bundes-, Landes- und Gemeindeverwaltung für 
Informationen von allgemeinem Interesse, Ausnahme 
Gemeinden < 5.000 EW sowie soweit und solange kein 
Geheimhaltungstatbestand vorliegt

ü Abs. 2: individuelles Grundrecht auf Informationszugang 
mit gesetzlichen Ausnahmen

ü Abs. 3 individuelles Grundrecht betreffend 
Informationen gegenüber der Kontrolle des RH oder 
einen LRH unterliegenden Stiftungen, Fonds, Anstalten 
und Unternehmungen mit gesetzlichen Ausnahmen 



Ausnahmen vom Grundrecht auf Informationszugang 

ω Geheimhaltung aus zwingenden integrations- oder 
außenpolitischen Gründen

ω im Interesse der nationalen Sicherheit

ω der umfassenden Landesverteidigung

ω Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung und 
Sicherheit

ω zur Vorbereitung einer Entscheidung

ω Abwehr eines erheblichen wirtschaftlichen oder 
finanziellen Schadens einer Gebietskörperschaft

ω Wahrung überwiegend berechtigter Interessen eines 
anderen



Ausnahmen bei privaten Informationspflichtigen 
(Stiftungen, Fonds, Anstalten und Unternehmungen)

ω selbe Ausnahmebestimmungen wie vorher

ω zusätzlich Abwehr einer Beeinträchtigung der 
Wettbewerbsfähigkeit als Ausnahmegrund  



Bundesgesetz über den Zugang zu Informationen 
(Informationsfreiheitsgesetz ςIFG)

§ 1 Anwendungsbereich: Bund, Länder, Gemeinden

§ 2 Begriffsbestimmungen

Definition Information: Aufzeichnung im Wirkungsbereich 
eines Organs, nur bekannte Tatsachen

Definition Information von allgemeinem Interesse: für 
allgemeinen Personenkreis, zBStudien, Gutachten, 
Umfragen, Verträge (jedenfalls > 100.000 EUR)

§ 3 Zuständigkeit

§§4, 5 Proaktive Informationspflicht im Informationsregister



Bundesgesetz über den Zugang zu Informationen 
(Informationsfreiheitsgesetz ςIFG)

§ 6 Geheimhaltung

Präzisierung der Geheimhaltungsgründe des Art 22a Abs. 2 B-
VG

bspw. Z 5(Vorbereitung einer Entscheidung) lit. b im Interesse          

einer Prüfung

Z 6(überwiegendes berechtigtes Interesse eines anderen)

Datenschutz; Berufs-, Geschäfts- oder Betriebsge-

heimnisse; Bankgeheimnis; Redaktionsgeheimnis; 

Rechte am geistigen Eigentum 

Interessenabwägung ist erforderlich! 



Grundrecht auf Datenschutz 
(§ 1 DSG)

αWŜŘŜǊƳŀƴƴhat Anspruch auf Geheimhaltung

der ihn betreffenden personenbezogenen 

Daten, soweit ein schutzwürdiges Interesse 

ŘŀǊŀƴ ōŜǎǘŜƘǘΦά



Grundrecht auf Datenschutz 
(§ 1 DSG)

ω Jedermannsrecht

ω Höchstpersönliches Recht

ω kein schutzwürdiges Geheimhaltungsinteresse:

ω wenn die Daten allgemein verfügbar sind oder 

ω nicht auf eine bestimmte Person rückführbarsind

ω Unmittelbare Drittwirkung



Personenbezogene Daten

Å Angaben über Betroffene, deren Identität bestimmt
oder bestimmbarist

ω bestimmt: Identität ist direkt ersichtlich

ω bestimmbar: Identität kann mit Hilfe von 
Zusatzinformationen festgestellt werden

Å Bsp.: Name, Geburtsdatum, Adresse, 
Kundennummer, Sozialversicherungsnummer, 
biometrische Daten, Bilder, Konsumverhalten, 
9ƛƴƪƻƳƳŜƴΣ ±ŜǊƳǀƎŜƴΣ Χ



Anonymisierte Daten

Å Identität der bzw. des Betroffenen ist tatsächlich 
für niemanden mehr feststellbar

Å Bsp.: Statistiken, nicht rückführbarverschlüsselte 
5ŀǘŜƴΣ ¦ƳŦǊŀƎŜŜǊƎŜōƴƛǎǎŜΣ Χ

Å unterliegen nicht dem Datenschutzrecht, da 
Personenbezug fehlt



Pflichten der Verantwortlichen

ω Verantwortung für Zulässigkeit der 
Datenanwendung

ω Vorkehrungen zur Datensicherheit

ω Wahrung des Datengeheimnisses

ω Wahrung der Betroffenenrechte auf Auskunft, 
Richtigstellung und Löschung



Interessensabwägung

schutzwürdige 

Geheimhaltungsinteresse

n der/des Betroffenen

überwiegende 

(öffentliche) Interessen 

an der 

Datenanwendung



Schutz von Betriebs- und 
Geschäftsgeheimnissen

Å Auf Bundes- und Landesebene für die jeweiligen 
Kontrolleinrichtungen gesetzlich geregelt

Å Schutz in Hinblick auf schadenersatzrechtliche und 
strafrechtliche Konsequenzen



Definition von Betriebs- und 
Geschäftsgeheimnissen gemäß § 26b UWG


